
Landeshauptstadt Magdeburg 
– Der Oberbürgermeister – 
 

 
Dezernat: V Amt 50 

 

 
Drucksache 
DS0212/12 

 
Öffentlichkeitsstatus 

öffentlich 
 

 
Datum 

31.05.2012 

 

Beratungsfolge Sitzung 

Tag 

Behandlung Zuständigkeit 

Der Oberbürgermeister 31.07.2012 nicht öffentlich Genehmigung OB 

Gesundheits- und Sozialausschuss 19.09.2012 öffentlich Beratung 

Ausschuss für Regionalentwicklung, 
Wirtschaftsförderung und kommunale 
Beschäftigungspolitik 

27.09.2012 öffentlich Beratung 

Stadtrat 04.10.2012 öffentlich Beschlussfassung 

 
 

Beteiligung des  Ja 
 

Nein  

RPA   

Beteiligungen 
 

KFP   
 BFP   

 
Kurztitel 
 
Aufhebung des Beschlusses 1078-35(IV)06 zur DS0111/06 Leitlinien der Arbeitsmarktpolitik und 
Beschäftigungsförderung in der Landeshauptstadt Magdeburg 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Beschluss des Stadtrates 1078-35(IV)06 vom 06.07.2006 „Die Leitlinien der Arbeitsmarktpolitik 
und Beschäftigungsförderung in der Landeshauptstadt Magdeburg“ wird aufgehoben. 
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Finanzielle Auswirkungen 
 
Organisationseinheit   Pflichtaufgabe  ja X nein 
 
Produkt Nr. Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 
   ja, Nr.   nein 

Maßnahmebeginn/Jahr Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt 

  JA  NEIN  
 

A. Ergebnisplanung/Konsumtiver Haushalt 
Budget/Deckungskreis:   

 

I. Aufwand (inkl. Afa) 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
20...         
20...         
20...         
20...         
Summe:   

 

II. Ertrag (inkl. Sopo Auflösung) 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
20...         
20...         
20...         
20...         
Summe:   

 

B. Investitionsplanung 
Investitionsnummer:   
Investitionsgruppe:   

 

I. Zugänge zum Anlagevermögen (Auszahlungen - gesamt) 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
20...         
20...         
20...         
20...         
Summe:   

 

II. Zuwendungen Investitionen (Einzahlungen - Fördermittel und Drittmittel) 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
20...         
20...         
20...         
20...         
Summe:   
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III. Eigenanteil / Saldo 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
20...         
20...         
20...         
20...         
Summe:   

 

IV. Verpflichtungsermächtigungen (VE) 
davon Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 

veranschlagt Bedarf 
gesamt:         
20...         
für         
20...         
20...         
20...         
Summe:  

 
V. Erheblichkeitsgrenze (DS0178/09) Gesamtwert 

 bis 60 Tsd. €  (Sammelposten) 
 > 500 Tsd. €  (Einzelveranschlagung)  

  Anlage Grundsatzbeschluss Nr. 
  Anlage Kostenberechnung 
 > 1,5 Mio. €  (erhebliche finanzielle Bedeutung)  

  Anlage Wirtschaftlichkeitsvergleich 
  Anlage Folgekostenberechnung 

 
C. Anlagevermögen   
Investitionsnummer:      Anlage neu 
Buchwert in €:      JA 
Datum Inbetriebnahme:       

 
Auswirkungen auf das Anlagevermögen 

bitte ankreuzen Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
Zugang Abgang 

20…           
 
federführendes(r)                        
Amt/Fachbereich 

Sachbearbeiter 
Herr Brink 

Unterschrift AL / FBL 
Frau Borris 

 
Verantwortliche(r) 
Beigeordnete(r)  Unterschrift                              Herr Brüning 

 
 
  
Termin für die Beschlusskontrolle  
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Begründung: 
 
Der Bundesagentur für Arbeit obliegt für die Eingliederungsleistungen nach dem SGB II und SGB 
III als Bundesleistung das alleinige Weisungsrecht. Im Rahmen dieser Trägerverantwortung der 
Agentur für Arbeit ist der Einfluss der Landeshauptstadt Magdeburg auf diese 
Eingliederungsleistungen, die strategischen Grundsätze und die jährlichen Arbeitsmarkt- und 
Integrationsprogramme nur im Rahmen einvernehmlicher Entscheidungen mit der Agentur für 
Arbeit gegeben. 
 
Die bisherigen Leitlinien der Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungsförderung der 
Landeshauptstadt Magdeburg (DS0111/06) sind entbehrlich. 
 
Die strategischen Grundsätze der Arbeitsmarktpolitik (Anlage 1) wurden entsprechend der 
Kooperationsvereinbarung in Zusammenarbeit mit dem Jobcenter Landeshauptstadt und der 
Agentur für Arbeit erarbeitet. Diese sind durch den Beschluss vom 05.03.2012 von den Trägern 
angenommen worden und ersetzen die Leitlinien dem Grunde nach. 
 
Die Gestaltung der Eingliederungsleistungen in ihrer perspektivischen Ausrichtung unterliegt damit 
den Gemeinsamen Strategischen Grundsätzen. 
 
 
 
 
Anlagen: 
Strategische Grundsätze 
 
 




